
Eine solche nicht näher begründete Betrachtungsweise 
ist nicht unproblematisch. Während bisher für die drei 
Kinder, die bei Klageeinreichung zehn, acht und sechs 
Jahre alt waren, je 85 M, also insgesamt 255 M Unter­
halt zur Verfügung standen, sind es jetzt, nachdem die 
Unterhaltsberechtigten fast zwei Jahre älter geworden 
sind, für das älteste Kind 70 M und seine beiden jünge­
ren Geschwister je 60 M, also insgesamt nur noch 190 M. 
Für den Lebensunterhalt der Kinder stehen demnach 
wöchentlich nur etwa 15 M je Kind zur Verfügung. Es 
ergibt sich deshalb zwangsläufig die Frage, ob und 
wenn ja, in welchem Umfang und in welcher Weise der 
Kläger angehalten werden kann, die entstandene mo­
natliche Differenz von 65 M zumindest teilweise durch 
Rückgriff auf sein Vermögen erträglicher zu gestalten, 
bis sich sein laufendes Einkommen wieder erhöht hat. 
Die Veräußerung oder Belastung des Hausgrundstücks 
kommt hier nicht in Betracht.
Eine differenzierte Beurteilung verlangt das bewegliche 
Vermögen. Falls die Sammlung einen beachtlichen Wert 
repräsentiert, ist nicht auszuschließen, daß der Kläger 
als Privatsammler anzuhalten ist, zumindest einen Teil 
zu veräußern, um mit dem Erlös die Unterhaltsbedürf­
nisse seiner Kinder etwas günstiger befriedigen zu kön­
nen. Es handelt sich um Gegenstände, die der Verpflich­
tete nicht zu seiner angemessenen Lebensführung oder 
für die Ausübung seines Berufes benötigt (Abschn. II 
Ziff. 2 der OG-Richtlinie Nr. 18). Für eine zutreffende 
Beurteilung der Sachlage bedarf es einer wertmäßigen 
Schätzung der Sammlung.
Was die vorhandenen Ersparnisse anbelangt, so kann 
ihre Heranziehung für die Unterhaltsverpflichtung nur 
bedingt und in beschränktem Umfang erwogen werden. 
Dem Kläger muß — sofern er kein weiteres Barvermö­
gen hat — zugebilligt werden, für unvorhergesehene 
Ereignisse, die ihn oder seine Familienangehörigen tref­
fen können, auf einen hierfür vorgesehenen Geldfonds 
zurückgreifen zu können, dessen Höhe den jeweiligen 
Umständen anzupassen ist (so auch: Lehrbuch des Fa­
milienrechts, Berlin 1972, S. 346). Es könnten sich z. B. 
neben anderen Aufwendungen für die Instandhaltung 
des Hauses Ausgaben notwendig machen, die unerwar­
tet erforderlich sind und aus den Mietüberschüssen 
nicht bestritten werden können.
Aüch die Feststellung des Bezirksgerichts, daß der Klä­
ger seiner jetzigen Ehefrau teils unterhaltsverpflichtet 
sei, ist nicht ausreichend fundiert. Vor dem Kreisge­
richt hat der Kläger erklärt, daß für sein Kind aus zwei­
ter Ehe ein Kindergartenplatz beantragt worden sei. 
Werde er zugewiesen, könne seine Frau wieder eine 
Vollbeschäftigung ausüben. Dem hätte der Berufungs­
senat nachgehen müssen.
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt daher § 22 FGB, 
§§ 2, 25 FVerfO. Es war aufzuheben und das Verfahren 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Bezirksgericht zurückzuverweisen.
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